Resolution zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2011/ Entwurf 08.02.11
Das Ministerium für Inneres und Kommunales hat am 23.12.2010 den Entwurf zum Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 2011 vorgelegt, der am 18.01.2011 im Landeskabinett beschlossen wurde. Hierzu erklärt der Rat der Stadt Münster:
Der kommunale Finanzausgleich ist für die Finanzausstattung der Kommunen in Nordrhein-Westfalen von zentraler Bedeutung. Daher sind die vom Landtag im Rahmen des Nachtragshaushaltes 2010 zu Gunsten der Kommunen  beschlossenen strukturellen Verbesserungen ausdrücklich zu begrüßen, auch wenn sie die grundsätzlichen Probleme der Unterfinanzierung der Kommunen nicht lösen können. Hierzu ist vor allem eine deutlich ausgeweitete Beteiligung des Bundes an den Soziallasten der Kommunen von großer Bedeutung.
Mit dem GFG 2011 sollen die erwähnten Strukturverbesserungen erfreulicherweise fortgeführt werden, nunmehr allerdings entlang veränderter Datengrundlagen und Parameter und mit erheblichen verteilungspolitischen Umleitungseffekten. Zur Begründung verweist die Landesregierung vor allem auf die Rechtsprechung sowie gutachterliche Stellungnahmen. Insbesondere die unterschiedliche Entwicklung von Sozialausgaben sowie der Steuereinnahmen in den nordrhein-westfälischen Kommunen begründet demnach eine Umverteilung der Finanzausgleichsmittel in ganz erheblichem Ausmaße.

Für Münster bedeutet der Gesetzentwurf, der noch durch den nordrhein-westfälischen Landtag beschlossen werden muss, gegenüber der per Satzungsbeschluss am 8.12.2010 durch den Rat bestätigten Ergebnis- und Finanzplanung einen massiven Einschnitt: Die Erträge aufgrund von Zuweisungen des Landes im Rahmen des Steuerverbundes (Schlüsselzuweisungen) würden demnach auf 0 Euro einbrechen. Diese Entwicklung stellt einen schweren Rückschlag für die Anstrengungen Münsters dar, einen auf Dauer ausgeglichenen Haushalt zu erreichen.

In den letzten Wochen sind in der öffentlichen Debatte von unterschiedlicher Seite Argumente für und wider das Vorgehen des Landes vorgetragen worden. Die Verantwortung für einen angemessenen, gerechten und widerspruchsfreien Finanzausgleich liegt zweifelsfrei beim Landesgesetzgeber. Die Rechtsprechung hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass diesem „ein weiter Gestaltungsspielraum eingeräumt ist, in welcher Art und in welchem Umfang er den gemeindlichen Finanzausgleichsanspruch erfüllt.“ (VerfGH NW 5/97).
Die Stadt Münster anerkennt die Notwendigkeit, die Finanzausgleichsgrundlagen und –kriterien regelmäßig zu überprüfen und zu aktualisieren. Zu der Frage, inwieweit hierzu beim aktuellen Vorgehen des Landes im Einzelnen Alternativen möglich, sinnvoll oder gar notwendig sind, haben sich insbesondere die kommunalen Interessenvertretungen mehrfach öffentlich und zum Teil konträr geäußert. Aus Sicht der Stadt Münster ist hierzu kritisch vor allem auf die Absenkung des Schüleransatzes, die Verringerung der Einwohnergewichtung sowie die Anhebung der fiktiven Hebesätze hinzuweisen. 
Äußerst problematisch ist aus Sicht der Stadt Münster der Zeitpunkt der Düsseldorfer Entscheidung: Für die Haushaltssatzung 2011 unserer Stadt war es nicht absehbar, ob und ggf. welche Änderungen sich wann für die Struktur des GFG ergeben. Grundlage für die Prognose der Erträge aufgrund der Landeszuweisungen im Rahmen des Steuerverbundes war daher für die gesamte Planungsperiode das in 2010 geltende System des kommunalen Finanzausgleichs in Nordrhein-Westfalen (unter Berücksichtigung der Verbesserungen im Rahmen des Nachtragshaushaltes 2010 des Landes). Für die Ergebnis- und Finanzplanung konnte nur von dieser Struktur der Aufteilung der Finanzausgleichsmasse ausgegangen werden. Da die prognostizierten Effekte in der mittelfristigen Finanzplanung berücksichtigt werden müssen, sind erhebliche Folgen für die weitere Haushaltsführung unserer Stadt absehbar.

Die Stadt Münster richtet daher an das Land Nordrhein-Westfalen die Bitte, den Entwurf für das GFG 2011 noch einmal zu überprüfen und im weiteren Gesetzgebungsverfahren - unter den oben genannten Gesichtspunkten und unter Wahrung eines fairen Ausgleichs - Änderungen vorzunehmen. Ferner spricht sich die Stadt Münster dafür aus, die mögliche Ausweitung der Beteiligung des Bundes an den kommunalen Soziallasten auch rückwirkend für den nordrhein-westfälischen Finanzausgleich zu berücksichtigen. 
